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Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

(Gemeindeordnung - GemO) 

in der Fassung vom 24. Juli 2000    

  
§ 9 

Rechtsfolgen, Auseinandersetzung 

(1) In der Vereinbarung nach § 8 Abs. 2 ist der Umfang der Grenzänderung zu regeln und 
sind Bestimmungen über den Tag der Rechtswirksamkeit und, soweit erforderlich, über das 
neue Ortsrecht, die neue Verwaltung sowie die Rechtsnachfolge und Auseinandersetzung zu 
treffen. Wird eine neue Gemeinde gebildet, muss die Vereinbarung auch Bestimmungen über 
den Namen und die vorläufige Wahrnehmung der Aufgaben der Verwaltungsorgane der 
neuen Gemeinde enthalten. Wird eine Gemeinde in eine andere Gemeinde eingegliedert, 
muss die Vereinbarung auch Bestimmungen über die vorläufige Vertretung der Bevölkerung 
der eingegliederten Gemeinde durch Gemeinderäte der eingegliederten Gemeinde im 
Gemeinderat der aufnehmenden Gemeinde bis zur nächsten regelmäßigen Wahl oder einer 
Neuwahl nach § 34 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes treffen; dem Gemeinderat der 
aufnehmenden Gemeinde muss mindestens ein Gemeinderat der eingegliederten Gemeinde 
angehören, im Übrigen sind bei der Bestimmung der Zahl der Gemeinderäte der 
eingegliederten Gemeinde im Gemeinderat der aufnehmenden Gemeinde die örtlichen 
Verhältnisse und der Bevölkerungsanteil zu berücksichtigen. Im Fall des Satzes 3 muss die 
Vereinbarung ferner Bestimmungen über eine befristete Vertretung der eingegliederten 
Gemeinde bei Streitigkeiten über die Vereinbarung treffen. 

(2) Sollen nicht alle Gemeinderäte der einzugliedernden Gemeinde dem Gemeinderat der 
aufnehmenden Gemeinde angehören, werden die Mitglieder vor Eintritt der 
Rechtswirksamkeit der Vereinbarung vom Gemeinderat der einzugliedernden Gemeinde 
bestimmt. Sind mehrere Gemeinderäte zu bestimmen, gelten hierfür die Vorschriften über 
die Wahl der Mitglieder der beschließenden Ausschüsse des Gemeinderats mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die nicht gewählten Bewerber in der Reihenfolge der Benennung als 
Ersatzpersonen festzustellen sind. Scheidet ein Gemeinderat der eingegliederten Gemeinde 
vorzeitig aus dem Gemeinderat der aufnehmenden Gemeinde aus, gilt § 31 Abs. 2 
entsprechend; gehören nicht alle Gemeinderäte der eingegliederten Gemeinde dem 
Gemeinderat der aufnehmenden Gemeinde an, sind außer den im Wahlergebnis 
festgestellten Ersatzpersonen auch die anderen Gemeinderäte Ersatzpersonen im Sinne von 
§ 31 Abs. 2. Für die Bestimmung der Vertreter nach Absatz 1 Satz 4 gilt Satz 1 
entsprechend. 

(3) Enthält die Vereinbarung keine erschöpfende Regelung oder kann wegen einzelner 
Bestimmungen die Genehmigung nicht erteilt werden, ersucht die zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde die Gemeinden, die Mängel binnen angemessener Frist zu 
beseitigen. Kommen die Gemeinden einem solchen Ersuchen nicht nach, trifft die zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde die im Interesse des öffentlichen Wohls erforderlichen 
Bestimmungen. 

(4) Bei einer Änderung der Gemeindegrenzen durch Gesetz werden die Rechtsfolgen und die 
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Auseinandersetzung im Gesetz oder durch Rechtsverordnung geregelt. Das Gesetz kann dies 
auch der Regelung durch Vereinbarung überlassen, die der Genehmigung der zuständigen 
Rechtsaufsichtsbehörde bedarf. Kommt diese Vereinbarung nicht zu Stande, gilt Absatz 3 
entsprechend. Wird die Grenzänderung durch Rechtsverordnung ausgesprochen, sind 
gleichzeitig die Rechtsfolgen und die Auseinandersetzung zu regeln; Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend. 

(5) Die Regelung nach den Absätzen 1, 3 und 4 begründet Rechte und Pflichten der 
Beteiligten und bewirkt den Übergang, die Beschränkung oder die Aufhebung von dinglichen 
Rechten. Die Rechtsaufsichtsbehörde ersucht die zuständigen Behörden um die Berichtigung 
der öffentlichen Bücher. Sie kann Unschädlichkeitszeugnisse ausstellen. 

(6) Für Rechtshandlungen, die aus Anlass der Änderung des Gemeindegebiets erforderlich 
sind, werden öffentliche Abgaben, die auf Landesrecht beruhen, nicht erhoben; 
ausgenommen sind Vermessungsgebühren und -entgelte. Auslagen werden nicht ersetzt. 
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